
Diese Linie widersprach der bisherigen badischen Kriegsopferpolitik, stand aller¬
dings im Einklang mit Sparmaßnahmen in anderen Bereichen. Damit war das hohe
Niveau der badischen Kriegsopferleistungen weniger von französischer als, auf
höchster Ebene, von deutscher Seite in Frage gestellt; französische Interventionen in
dieser Frage haben, wenn sie stattgefunden haben, in den einschlägigen Sachakten
jedenfalls keine Spuren hinterlassen, und mit Sicherheit erreichten sie in Baden nicht
entfernt die spektakuläre Form wie in den anderen Teilen der Zone.
Als der im Frühsommer 1949 fertiggestellte neue Referentenentwurf bekannt wurde,
war ein Sturm der Entrüstung die Folge. Der VdK reagierte nicht nur mit einer
Protesterklärung seiner Landeskonferenz, sondern auch mit öffentlichen Kundge¬
bungen. Dabei zeigte sich auch in Baden das Wachsen des Einflusses des Verbandes,
der nach eigenen Angaben zur zweitgrößten Organisation im Land nach den Ge¬
werkschaften geworden war: Die Regierung bezeichnete den Entwurf nachträglich
als Studienexemplarund ließ die Arbeiten daran einstellen. 50

War der öffentliche Druck auf die Regierung das unmittelbar auslösende Moment
für die Entscheidung, von einer Reduzierung der Kriegsopferleistungen durch eine
umfassende Neuregelung abzusehen, so blieb er doch nicht der einzige Hintergrund:
Mit der Südweststaatsfrage und Wohiebs Kampf für die Wiederherstellung des
alten Baden erhielt die Kriegsopferversorgung eine neue Dimension.
Seit der Gründung der Kriegsopferverbände hatte Wohieb sich mehrfach persönlich
für die Anliegen der Kriegsopfer eingesetzt. Er nahm sowohl an der Gründungsver¬
sammlung des VdK am 21. September 1947 wie an dessen erstem Landesverbandstag
im April 1948 teil. Auf die zahlreichen an ihn persönlich gerichteten Bittschreiben
von Betroffenen erfolgte, soweit die Akten erhalten sind, stets eine Antwort, und in
gewichtigen Fällen wurde das betreffende Problem an die Verwaltung weitergeleitet
mit dem Auftrag, es zu lösen. Teilweise nahm der Staatspräsident faktisch die Stel¬
lung der fehlenden rechtlichen Beschwerdeinstanz ein. In markigen Worten stützte
er bei seinen öffentlichen Ansprachen die Forderungen der Kriegsopfer nach einer
ausreichenden Versorgung. 51 Seit 1949 legte er den Akzent dabei zunehmend auf die
Tatsache, daß Baden im Leistungsniveau an der Spitze der deutschen Länder stand. 52

Mitte 1950 schränkte er auch nicht mehr wie noch im April 1948 ein, daß der
Rahmen der Hilfeleistungen nur so weit zu spannen sei, wie dies der Gesamtbevölke¬
rung gegenüber irgendwie tragbar sei,” sondern verteidigte nunmehr voll die 1949

auch vom Kabinett kritisierte Leistungshöhe. Als viele Kriegsopfer, vor allem die
Witwen, mit dem Inkrafttreten des Bundesversorgungsgesetzes in Baden finanzielle

50 Vgl. Der Kamerad 2 (1949) Nr. 9, S. 4; eine ausführliche Auseinandersetzung des VdK mit
dem Referentenentwurf erfolgte im Kamerad im Juli 1949, doch war ein Exemplar dieser
Ausgabe weder in Bibliotheken oder Archiven noch beim VdK selbst mehr aufzufinden.

51 Vgl. Südwestdt. Volkszeitung, 24. 9. 1947, sowie Bericht über den 1. Landesverbandstag des
VdK im April 1948, Der Kamerad 1 (1948) Nr. 1, S. 2; Text der Rede Wohiebs am 24. 4. 1948
in StA FR A 2/8477.

52 Vgl. sein Geleitwort zum 2. VdK-Landesverbandstag in Konstanz Anfang Juni 1950, abge¬
druckt in: Der Kamerad 3 (1950) Nr. 7, S. 1.

51 So Der Kamerad in Bericht überWohiebs Rede, wie Anm. 51.
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